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offenbarten göttlichen Plan: ,Die Gläubigen wissen, daß es die Wahrheit ist, die von ihrem Herrn
kommt.'" Er schreibt auch dies: „Von einer Mehrheit, selbst wenn sie aus Muslimen gebildet wird,
kann keine Rechtsprechung erfolgen, von einem Parlament oder einem Kongreß, in denen die
Hände aufzeigen oder sinken nach Antrieb von Leidenschaften, kann nicht über die Dinge ent-
schieden werden. Die Völker sterben aus und verschwinden. Im Falle des Konflikts und des
Rechtsstreits folgen die Menschen nur einem göttlichen Weg . . ." Die Deutung, die die frommen
Vorfahren von dem Begriff jamâ'a (Versammlung) gegeben haben, ist nicht auf die Mehrheit
gerichtet, sondern einzig und allein auf den Einsatz im Dienste der Wahrheit, und wäre es auch das
Handeln eines einzigen Menschen. Nach Abu Shâma (Al-Bâ'ith, S. 22) ist „die jamâ'a die Pflicht,
sich für die Wahrheit einzusetzen, selbst wenn sich nur wenige auf jene Pflicht berufen und viele
sie nicht achten: Der Prophet und seine Jünger bildeten die erste Versammlung derjenigen, die die
Wahrheit verteidigten, und sie kümmerten sich nicht um die Erhaltung all derer, die im Irrtum
waren." (. . .)

Man weiß, daß das Volk in Wirklichkeit nicht selbst regieren kann, sondern einzig durch die Ver-
mittlung einer Mehrheit innerhalb gewählter parlamentarischer Versammlungen. In diesem Fall
wird die Mehrheit zur Minderheit, und der Weg ist frei für eine andere Art der Willkür, denn der
Wille des Volkes hängt nur mehr von jenen ab, die es gewählt hat, und es ist nicht mehr imstande,
irgend etwas zu revidieren, außer Kraft zu setzen oder zu verbessern. Zahlreiche Politologen
haben bereits die Ansicht geäußert, daß das Mehrheitsprinzip zu den gefährlichsten Theorien für
die individuelle Freiheit zählt. Tatsächlich gilt jede Handlung, die aus diesem auserwählten Kreis
hervorgeht, als legitim und legal, denn sie resultiert aus dem Willen der Gemeinschaft. Es ist also
ersichtlich, daß die Mehrheit sich in eine tyrannische Mehrheit verwandelt, wie es die Realität
auch am häufigsten zeigt. Folglich war die islamische Gemeinschaft eine Gemeinschaft, die die
Mehrheit am Arm führte, und nicht die Gemeinschaft der Mehrheit schlechthin. (. . .)

Im Gegensatz zu den Ungläubigen kündigen wir die Demokratie im Namen der Vorschriften der
Scharia auf, unter welchen sich die Masse der Muslime jene eingeprägt hat, die den Juden und
den Christen unrecht gibt. (...) Wir verwerfen die Demokratie, die die Lehre des ungläubigen
Westens ist (. . .). Diese Frage ist der Erläuterung bedürftig in einer Epoche, in der sich die Men-
schen von der Scharia abgewandt haben, denn die Demokratie, die in den muslimischen Ländern
am Werk ist, stellt eine Art verachtenswürdiger Bettelei dar. Für den Scheich Mohammed Al-Gha-
zali sind „(. . .) die vernünftigen Leute sich einig darüber, daß der Mensch, der bettelt, obwohl er
bei sich zu Hause alles hat, was er braucht, sich sehr seltsam verhält. Wenn ihm dies zur Gewohn-
heit wird, ist er ein kranker Mensch, der Züchtigung verdient." Nationen, die in dieser Weise han-
deln, sind um nichts mehr wert als diese Individuen. Eine Nation, die über ein beträchtliches mora-
lisches und kulturelles Erbe verfügt, handelt absonderlich, wenn sie diese Schätze vergißt (...) und
versucht, einer orientalischen oder einer westlichen Front beizutreten, wenn sie dem nicht mehr
zustimmt, was man bald als die Rechte, bald als die Linke bezeichnet. Gott dagegen hat nur eine
einzige Farbe gewollt: „Die Farbe Gottes! Aber wer kann uns eine bessere Farbe geben als Gott
selbst, wenn wir ihn anbeten!"

„Die Wiederherstellung von Wahrheit tut not"

Plädoyer für ein Tribunal zur Aufklärung der DDR-Vergangenheit

(Wortlaut)

Die DDR ist Geschichte - sie ist es noch nicht! Ein Gesellschaftssystem, das die Menschheit auf die
Höhen der Geschichte führen wollte, ist zusammengebrochen. Wir stehen vor den Folgen der Zer-
rüttung der Wirtschaft und der Natur, der Städte und Landschaften, der Verwaltung und des
Rechts, der Bildung und Wissenschaft, der menschlichen Kommunikation und unseres Denkens.
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Die Archive der Staatssicherheit sind seit dem 1. Januar geöffnet, zum erstenmal in der deutschen
Geschichte werden die Akten eines Geheimdienstes den Opfern zugänglich gemacht. Ein unwäg-
barer, nicht steuerbarer, aber notwendiger und schließlich befreiender Prozeß beginnt: Wir
begegnen unserer eigenen leidvollen und bedrückenden Vergangenheit. Eine Begegnung, die
Wut und Empörung, Trauer und Rachegefühle auslöst, aber auch Scham und Verzweiflung, Trotz
und Abwehr. Es geht bei der quälenden Lektüre von unsäglichem Aktenmaterial nicht so sehr um
die Befriedigung von Neugier, sondern um die Aneignung zerstörter Biographien, um das Begrei-
fen von - durch staatliche Willkürakte, durch Denunziation, Infiltration, Zerstörung, durch den
Partei- und Sicherheitsapparat verursachtem - Unglück und Scheitern, von vielfachem Leiden
und bisher unerklärlichen biographischen Brüchen. Was wir entdecken, ist entsetzlich: Vertrau-
ensmißbrauch und Verrat, Feigheit und staatliche verordnete Unmenschlichkeit. Zu entdecken
sind aber auch authentische Widerstandsgeschichten, Zeugnisse von Treue und Zivilcourage.

Wir dürfen niemanden alleinlassen mit diesen Entdeckungen, weder die Opfer noch die Täter. Wir
brauchen Aufklärungs- und Aufhellungsvorgänge in vielfältigen Gesprächen, in denen wir
gemeinsam zu begreifen versuchen, was gewesen ist, warum Menschen so gehandelt haben. Wir
bedürfen der Wiederherstellung der Maßstäbe von Recht und Unrecht, von Anstand und Würde.
Und wir müssen versuchen, diese Maßstäbe konkret und differenziert, den Lebensrealitäten der
DDR entsprechend zu verwenden. Nichts wäre schlimmer als vernichtende Pauschalurteile. Diffe-
renzierung ohne Beschönigung, Kritik ohne Vernichtungsabsicht, die Wiederherstellung von
Wahrheit tut not.

All dies muß letztlich auch öffentlich geschehen, damit es politische, demokratische Qualität und
Wirksamkeit erhält. Das ist der Sinn der Vorschläge, die mit dem problematischen Wort „Tribu-
nal" eher unglücklich bezeichnet worden sind (wir haben kein anderes Wort für das Vorhaben
gefunden).

Worum geht es? Das Urteil der Geschichte über das System der SED-Diktatur ersetzt nicht die Auf-
klärung der rechtlichen, politischen und moralischen Verantwortung für die Geschichte dieses
Systems.

Unter dem Druck der demokratischen Bewegung des Herbstes 1989 brach das politische System
der DDR in sich zusammen. Der friedliche Verlauf dieser Revolution verdankte sich nicht zuletzt
dem spontanen Zusammenwirken sowohl derer, die das SED-Regime ablehnten, als auch derer,
die ihm erst im Zusammenbruch die Unterstützung versagten. Allen gemeinsam stellt sich damit
die Frage nach der Verantwortung für das offenbar gewordene schwere Erbe dieser vierzigjähri-
gen Geschichte.

Die Frage nach der Verantwortung des einzelnen stellt sich unausweichlich. Die Enthüllungen
über die Verflechtung von Staatssicherheit und Gesellschaft, das Netz von heimlicher und
unheimlicher Kollaboration zeigen heute, daß Tausende einzelner verantworen müssen, wozu sie
sich oft verantwortungslos hergaben. Ohne eine Aufklärung der Motive oder Zwänge, die Men-
schen dazu bewegten, das SED-System zu unterstützen, bleiben alle mit dem Makel des Versa-
gens behaftet, werden unterschiedlos auch jene Leistungen diskreditiert, denen auch heute noch
Anerkennung gebührt.

Wer sich seiner eigenen Geschichte verschließt, dem eröffnen sich weder Gegenwart noch
Zukunft. Es gilt, um der Würde und der Zukunft derer willen, die in der DDR mit Anstand gelebt
haben, einen letzten Triumph der Stasi zu verhindern, alle mit in den Sumpf der eigenen Untaten
zu ziehen! Wir haben ungerechte Pauschalurteile zu widerlegen, nach denen alles Leben, alle
politischen Regungen in der DDR, auch die Opposition und der Herbst 1989, ein Werk, eine
Inszenierung der Staatssicherheit waren.

Was ist das Ziel? Vor dem Tribunal der Geschichte hat die DDR nicht bestanden. Vor einem „Tri-
bunal" der Vergegenwärtigung der DDR-Geschichte gilt es, Verantwortung konkret aufzuklären
und zu unterscheiden, wodurch Schuld und Versagen, aber auch Verdienst und Bewährung mög-
lich waren.
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Der schwierige Weg der rechtsstaatlichen Aufarbeitung von Vergehen ehemaliger Funktionäre
oder Organe des DDR-Staates zeigt, daß viele derjenigen, die im Sinne des in der DDR geltenden
Rechtes benachteiligt oder gemaßregelt wurden, keine Möglichkeit haben, durch den Spruch
ordentlicher Gerichte Rechtfertigung zu erfahren. Das moralische Recht derer, die sich als Opfer
des politischen Systems der DDR verstehen dürfen, erfordert aber, daß ihnen wenigstens öffentlich
Genugtuung geschieht.

Rechenschaft gilt es aber nicht nur im Sinne der Opfer des Systems einzufordern, sondern auch um
der gerechten Beurteilung aller willen, die im Zusammenhang ihrer Tätigkeit oder Funktion sich
der Willkür widersetzten, bloßen Machtinteressen widerstanden und sich für Menschen einsetz-
ten.

Eine Aufklärung von Zusammenhängen persönlicher Verantwortung unter den wechselnden
Bedingungen der geschichtlichen Situation der DDR bedeutet nicht zuletzt, Einsichten in die
Strukturen und Mechanismen zu vermitteln, die Demokratie untergraben und wohlgemeintes
gesellschaftliches Engagement pervertiert haben. Die Menschen, die in der DDR guten Glaubens
und unter schwierigeren Bedingungen gelegt haben, stehen nicht mit leeren Händen im vereinten
Deutschland da. Die Erfahrung mit der Diktatur und ihrer Überwindung, die Beharrlichkeit und
Kraft kritischer Minderheiten sind auf Dauer die wichtigste Mitgift aus der Geschichte der DDR für
ein demokratisches Deutschland.

Wie soll es geschehen? Ein „Tribunal" zur Aufklärung der geschichtlichen Wahrheit kann nur in
einem mehrschichtigen Prozeß der vielgestaltigen Wirklichkeit gerecht werden. Dabei sollten in
einem bestimmten zeitlichen Rahmen verschiedene Verfahren entwickelt werden, die den zu
behandelnden Sachverhalten Rechnung tragen.

Wir schlagen drei Phasen des Prozesses vor: In einer ersten Phase, in der wir uns bereits befinden,
suchen wir eine Verständigung über allgemeine Grundlagen einer gerechten Beurteilung politi-
scher und geschichtlicher Verantwortung. Hierbei sollten insbesondere die historischen Erfahrun-
gen mit der Situation nach 1945 herangezogen und die für die Beurteilung der Geschichte bis 1989
notwendigen Unterscheidungen erarbeitet werden. Modelle und Vorschläge für die Behandlung
verschiedener Gesellschafts- und Lebensbereiche sollten entwickelt werden.

In der zweiten Phase finden auf verschiedenen Ebenen (lokal, regional und überregional) unab-
hängig voneinander Verfahren (Foren, Verhandlungen, Gesprächskreise) zur Aufklärung sowohl
begrenzter als auch allgemeiner Vorgänge aus der Zeit der DDR statt. Gemeinsam sollte solchen
Verfahren die Unabhängigkeit des Initiatorenkreises, die Öffentlichkeit des Verfahrens und die
Anhörung aller Seiten sein. Wünschenswert ist die Einbeziehung unabhängiger Sachverständiger
und die Bildung einer das Verfahren leitenden unabhängigen Jury. Statt auf ein juristisches Urteil
zielt das Verfahren auf Feststellung, öffentliche Dokumentation und Bewertung von Umständen,
Vorgängen und Verantwortlichkeiten, die Unrecht bewirkten.

In der letzten Phase wird eine entsprechend dem Umfang des vorangegangenen Prozesses geeig-
nete Form der repräsentativen Zusammenfassung und Dokumentation der Ergebnisse gewählt
werden.

Welche Probleme müssen beachtet werden? Der Ruf nach einem öffentlichen „Tribunal" zur Auf-
hellung der politischen Verantwortung für das in der DDR geschehene Unrecht hat eine kontro-
verse Debatte ausgelöst. Wichtige Einwände sind geltend gemacht worden: Der Rechtsstaat kennt
keine politische und schon gar keine Gesinnungsjustiz. Ein „Tribunal" ohne exekutive Macht
kann weder in den Zeugenstand zwingen noch Strafen verhängen. Deshalb: Die möglichen Ver-
fahren zu politisch oder historisch relevanten Sachverhalten sind von einem üblichen Gerichtsver-
fahren zu unterscheiden. Sie sind nicht dazu da, die politische Überzeugung oder Gesinnung von
Personen abzuurteilen. Es wird sich in der Regel um öffentlich geführte Ermittlungen handeln, in
denen Betroffene, Verantwortliche und Sachverständige zu einem Sachverhalt Fakten und
Zusammenhänge darlegen. Wer in einem solchen Zusammenhang beschuldigt wird, hat das
Recht, sich dazu zu äußern und Gegendarstellungen abzugeben. Alle Argumente zählen für die
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öffentliche Meinungsbildung. Rechtliche Konsequenzen sollen aus einem solchen Verfahren nicht
entstehen.

Es gibt außerhalb des geltenden Rechtes keinen objektiven Maßstab der Beurteilung der Recht-
mäßigkeit von Handlungen. Auf Grund welchen Maßstabs soll die Fähigkeit zum Richten und
Urteilen geschehen? Deshalb: Maßstäbe der Beurteilung des Verhaltens von Personen ergeben
sich aus der Einsicht in und der Bewertung von Verhalten unter vergleichbaren Umständen. Die
zu einem bestimmten Zeitpunkt geltende Rechtslage ist dazu ebenso heranzuziehen wie die oft
davon abweichende Rechtspraxis. Die Geltung der Menschenrechte war dem allgemeinen
Rechtsempfinden auch in der DDR nicht fremd. Die dazu in der Verfassung und in internationalen
Vepflichtungen dargelegten Grundsätze bildeten zu jeder Zeit einen allgemein anerkannten Rah-
men.

Die Beschäftigung mit Fällen offenbaren Versagens oder mit Schuld wird nicht ohne Anschuldi-
gungen möglich sein. Wer will jemanden dazu bringen, sich unter solchen Voraussetzungen der
Öffentlichkeit zu stellen und nachteiligen Folgen auszusetzen? Deshalb: Niemand kann gezwun-
gen werden, in einem solchen Verfahren auszusagen oder zu Anschuldigungen Stellung zu neh-
men. Die Tatsache der Feststellung von persönlicher Verantwortung oder gar Schuld ist aber nicht
von dem vorgeschlagenen Verfahren abhängig, ebensowenig von persönlicher Anwesenheit.
Betroffene wissen in der Regel, wer ihnen Unrecht zugefügt hat. Das vorgeschlagene Verfahren
gibt dagegen den Opfern Genugtuung und den Beschuldigten Schutz durch die Möglichkeit
öffentlicher Rechtfertigung.

Wir rufen alle auf, die - als Opfer, als Betroffene, als Zeitgenossen - mit der Verdrängung der Ver-
gangenheit sich ebensowenig abfinden wollen wie mit ihrer beschönigenden oder pauschalisie-
renden Verfälschung: Findet euch zusammen, setzt Aufklärungs- und Aufhellungsvorgänge in
Gang, versucht, Vergangenheit in konkreten Ausschnitten zu rekonstruieren, Unrecht präzise zu
dokumentieren, organisiert Gespräche mit Betroffenen, mit Zeugen und Akteuren.

Es geht um einen gesellschaftlichen Prozeß der Aufarbeitung der eigenen Vergangenheit. Der
Staat hat mit den Mitteln der Strafjustiz das Seinige zu tun, nämlich Recht sprechen zu lassen, der
Bundestag wird eine Enquete-Kommission zur Untersuchung des Unrechtsregimes in der DDR
einsetzen. Wir aber, die sie erlebt, ermöglicht und ertragen haben, dürfen uns in der Begegnung
mit der DDR-Unrechtsgeschichte nicht vertreten lassen.

Unterzeichner: Joachim Gauck, Friedrich Schorlemmer, Wolfgang Thierse, Wolfgang Ulimann,
Gerd und Ulrike Poppe, Hans Misselwitz, Marianne Birthler, Reinhard Höppner, Burghard Brinks-

Disziplinierung kritischer Soldaten

Mitteilung des Arbeitskreises Darmstädter Signal vom 15. Januar 1992 (Wortlaut)

Der Arbeitskreis Darmstädter Signal (AK DS) steht vor seiner bisher schwersten Bewährungs-
probe - deshalb wenden wir uns an Sie. Die Führung der Bundeswehr hat schwere Geschütze in
Stellung gebracht.

Was ist geschehen?

„Der Kampf der Meinungen ist das Lebenselement unserer Demokratie" - so Richter Gehrke vom
Landgericht Frankfurt/Main vor nunmehr über zwei Jahren bei der Urteilsverkündung anläßlich
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